
Themen für Bachelorarbeiten 

 

A) Umweltrecht 

 

1. Die EU-Verordnung über die Wiederherstellung der Natur (2022/869) – 

Auswirkungen auf das deutsche Naturschutzrecht 

 

2. Klimaschutz in behördlichen Abwägungsentscheidungen – das 

Berücksichtigungsgebot gemäß § 13 KSG (ggf. auch § 8 KAnG) 

 

3. Die Bedeutung des § 2 EEG in behördlichen Abwägungsentscheidungen, 

Schwerpunkt Photovoltaik oder Windenergie 

 
4. Die Ausweisung von Windenergiegebieten nach dem 

Windflächenbedarfsgesetz (WindBG) durch Regionalplanung 
 
5. Der Raumordnungsplan zum Hochwasserschutzrecht, insbesondere G II.1.6 

(Sicherungsauftrag hinsichtlich Maßnahmen der Liste des Nationalen 
Hochwasserschutzprogramms) 

 
6. Umweltinformationsrecht in Sachsen-Anhalt, insbesondere bei Anträgen von 

gesteigerten öffentlichen Interesse 
 

7. Rechtsfragen von „Mountainbike im Wald“ (Mountainbiketrails, 
Naturverträglichkeit, Haftung etc.) 

 

8. Rechtsfragen der Fernwärmeplanung 
 

9. Bau einer Fernwärmetrasse nach § 65 UVPG aus fachplanungsrechtlicher 
und enteignungsrechtlicher Sicht 

 
10. Klimaanpassung in der kommunalen Praxis 
 
11. Klimaschutz im Verkehrssektor: Mietfahrradangebote in Großstädten 

zwischen straßenrechtlichem Gemeingebrauch und Sondernutzung 
 
 

B) Bauplanungsrecht und öffentliches Baurecht 

 

1. Bedingte Festsetzungen nach § 9 II 1 Nr. 2 BauGB als Mittel der 

Konfliktlösung, z.B. in Überschwemmungsgebieten 

 

2. Abstandsflächen – Rechtsfragen von Grenzbauten gemäß § 6 I 3 BauO LSA 

 

3. Denkmalrecht vs. Erneuerbare Energien – am Beispiel der Solardachanlagen 

im Harz 

 

4. Zulässigkeit von Energiespeicheranlagen als Haupt- und Nebenanlagen 



 

5. Entwicklung eines Szenarios für ein VR-basiertes Lerntool zur 

bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit von Bauvorhaben im unbeplanten 

Innenbereich gemäß § 34 BauGB 

 

6. Der sogenannte „Wohnungsbauturbo“ (insb. § 246e BauGB) und die Rolle 

der Gemeinden (rechtlich/empirisch) 

 

7. Rechtsfragen der Anordnung der sofortigen Vollziehung nach § 80 II 1 Nr. 4 

BauGB bei begünstigenden Verwaltungsakten mit belastender Drittwirkung – 

am Beispiel der Informationsgewährung nach dem UIG 

 


